
 

 
 

 

INFORMATIONSBLATT – Denkmalschutzgesetz - Auszug 

 

Wichtige Paragraphen aus dem Nieders. Denkmalschutzgesetz (NDSchG) 

… 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

(1) Kulturdenkmale im Sinne dieses Gesetzes sind Baudenkmale, Bodendenkmale, bewegliche 

Denkmale und Denkmale der Erdgeschichte. 

(2) Baudenkmale sind bauliche Anlagen (§ 2 Abs. 1 der Niedersächsischen Bauordnung), Teile 

baulicher Anlagen, Grünanlagen und Friedhofsanlagen, an deren Erhaltung wegen ihrer 

geschichtlichen, künstlerischen, wissenschaftlichen oder städtebaulichen Bedeutung ein 

öffentliches Interesse besteht. 

(3) Baudenkmal ist auch eine Gruppe baulicher Anlagen, die aus den in Absatz 2 genannten 

Gründen erhaltenswert ist, unabhängig davon, ob die einzelnen baulichen Anlagen für sich 

Baudenkmale sind. Pflanzen, Frei- und Wasserflächen in der Umgebung eines Baudenkmals und 

Zubehör eines Baudenkmals gelten als Teile des Baudenkmals, wenn sie mit diesem eine Einheit 

bilden, die aus den in Absatz 2 genannten Gründen erhaltenswert ist. 

(4) Bodendenkmale sind mit dem Boden verbundene oder im Boden verborgene Sachen, 

Sachgesamtheiten und Spuren von Sachen, die von Menschen geschaffen oder bearbeitet 

wurden oder Aufschluss über menschliches Leben in vergangener Zeit geben und aus den in 

Absatz 2 genannten Gründen erhaltenswert sind, sofern sie nicht Baudenkmale sind. 

(5) Bewegliche Denkmale sind bewegliche Sachen und Sachgesamtheiten, die von Menschen 

geschaffen oder bearbeitet wurden oder Aufschluss über menschliches Leben in vergangener 

Zeit geben und die aus den in Absatz 2 genannten Gründen erhaltenswert sind, sofern sie nicht 

Bodendenkmale sind. 

(6) Denkmale der Erdgeschichte sind Überreste oder Spuren, die Aufschluss über die Entwicklung 

tierischen oder pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde 

geben und an deren Erhaltung aufgrund ihrer herausragenden wissenschaftlichen Bedeutung ein 

öffentliches Interesse besteht. 

 

§ 4 Verzeichnis der Kulturdenkmale 

(1) Die Kulturdenkmale sind in ein Verzeichnis einzutragen, das durch das Landesamt für 

Denkmalpflege aufzustellen und fortzuführen ist. Bewegliche Denkmale werden in das Verzeichnis 

nur eingetragen, wenn ihre besondere Bedeutung es erfordert, sie dem Schutz dieses Gesetzes zu 

unterstellen. 

(2) Die unteren Denkmalschutzbehörden und die Gemeinden führen für ihr Gebiet Auszüge aus dem 

Verzeichnis. Jedermann kann Einblick in das Verzeichnis und die Auszüge nehmen. Eintragungen 

über bewegliche Denkmale und über Zubehör von Baudenkmalen dürfen nur die Eigentümer und 

die sonstigen dinglich Berechtigten sowie die von ihnen ermächtigten Personen einsehen. 

(3) Eine Eintragung ist im Verzeichnis zu löschen, wenn ihre Voraussetzungen entfallen sind. Ist die 

Eigenschaft als Baudenkmal nach Absatz 5 durch Verwaltungsakt festgestellt worden, so ist die 

Eintragung zu löschen, wenn der Verwaltungsakt unanfechtbar aufgehoben worden ist. 

(4) Vor der Eintragung eines Baudenkmals, eines Bodendenkmals oder eines unbeweglichen 

Denkmals der Erdgeschichte in das Verzeichnis ist die Gemeinde zu hören, auf deren Gebiet sich 

das Denkmal befindet.  

 Die Gemeinde teilt dem Landesamt für Denkmalpflege Namen und Anschrift des Eigentümers des 

Denkmals nach Satz 1 mit. Das Landesamt für Denkmalpflege hört vor der Eintragung eines 

Baudenkmals dessen Eigentümer. Das Landesamt für Denkmalpflege unterrichtet die untere 

Denkmalschutzbehörde, die Gemeinde und den Eigentümer unverzüglich über die 

Neueintragung oder Löschung des Baudenkmals im Verzeichnis. Das Landesamt für  

  



 

 

 

 

 Denkmalpflege unterrichtet die untere Denkmalschutzbehörde über die beabsichtigte Eintragung 

eines beweglichen Denkmals. 

(5)  Ist ein Baudenkmal nach dem 30. September 2011 in das Verzeichnis eingetragen worden, so hat 

das Landesamt für Denkmalpflege auf Antrag des Eigentümers durch Verwaltungsakt die 

Eigenschaft als Baudenkmal festzustellen. 

… 

 

§ 6 Pflicht zur Erhaltung 

(1) Kulturdenkmale sind instand zu halten, zu pflegen, vor Gefährdung zu schützen und, wenn nötig, 

instand zu setzen. Verpflichtet sind der Eigentümer oder Erbbauberechtigte und der Nießbraucher; 

neben ihnen ist verpflichtet, wer die tatsächliche Gewalt über das Kulturdenkmal ausübt. Die 

Verpflichteten oder die von ihnen Beauftragten haben die erforderlichen Arbeiten fachgerecht 

durchzuführen. 

(2) Kulturdenkmale dürfen nicht zerstört, gefährdet oder so verändert oder von ihrem Platz entfernt 

werden, dass ihr Denkmalwert beeinträchtigt wird. 

(3) Soll ein Kulturdenkmal ganz oder teilweise zerstört werden, so ist der Veranlasser der Zerstörung im 

Rahmen des Zumutbaren zur fachgerechten Untersuchung, Bergung und Dokumentation des 

Kulturdenkmals verpflichtet. Satz 1 gilt unabhängig davon, ob die Zerstörung einer Genehmigung 

nach diesem Gesetz bedarf. § 10 Abs. 3 Sätze 2 und 3, § 12 Abs. 2 Sätze 2 bis 4 sowie § 13 Abs. 2 

Sätze 2 und 3 bleiben unberührt. 

 

§ 7 Grenzen der Erhaltungspflicht 

(1) Erhaltungsmaßnahmen können nicht verlangt werden, soweit die Erhaltung den Verpflichteten 

wirtschaftlich unzumutbar belastet. 

(2) Ein Eingriff in ein Kulturdenkmal ist zu genehmigen, soweit  

1. der Eingriff aus wissenschaftlichen Gründen im öffentlichen Interesse liegt, 

2. ein öffentliches Interesse anderer Art, zum Beispiel 

a) die nachhaltige energetische Verbesserung des Kulturdenkmals, 

b) der Einsatz erneuerbarer Energien oder 

c) die Berücksichtigung der Belange von alten Menschen und Menschen mit Behinderungen, 

das Interesse an der unveränderten Erhaltung des Kulturdenkmals überwiegt und den Eingriff  

zwingend verlangt oder 

3. die unveränderte Erhaltung den Verpflichteten wirtschaftlich unzumutbar belastet. 

(3) Unzumutbar ist eine wirtschaftliche Belastung insbesondere, soweit die Kosten der Erhaltung und 

Bewirtschaftung nicht durch die Erträge oder den Gebrauchswert des Kulturdenkmals 

aufgewogen werden können. Kann der Verpflichtete Zuwendungen aus öffentlichen oder 

privaten Mitteln oder steuerliche Vorteile in Anspruch nehmen, so sind diese anzurechnen. Der 

Verpflichtete kann sich nicht auf die Belastung durch erhöhte Erhaltungskosten berufen, die 

dadurch verursacht wurden, dass Erhaltungsmaßnahmen diesem Gesetz oder sonstigem 

öffentlichen Recht zuwider unterblieben sind. 

(4) Absatz 1 und Absatz 2 Nr. 3 gelten nicht für das Land, die Gemeinden, die Landkreise und die 

sonstigen Kommunalverbände. Sie sind zu Erhaltungsmaßnahmen im Rahmen ihrer finanziellen 

Leistungsfähigkeit verpflichtet. 

 

§ 8 Anlagen in der Umgebung von Baudenkmalen 

In der Umgebung eines Baudenkmals dürfen Anlagen nicht errichtet, geändert oder beseitigt 

werden, wenn dadurch das Erscheinungsbild des Baudenkmals beeinträchtigt wird. Bauliche 

Anlagen in der Umgebung eines Baudenkmals sind auch so zu gestalten und instand zu halten, 

dass eine solche Beeinträchtigung nicht eintritt. § 7 gilt entsprechend. 



 

 

 

 

§ 9 Nutzung von Baudenkmalen 

(1) Für Baudenkmale ist eine Nutzung anzustreben, die ihre Erhaltung auf Dauer gewährleistet. Das 

Land, die Gemeinden, die Landkreise und die sonstigen Kommunalverbände sollen die 

Eigentümer und sonstigen Nutzungsberechtigten hierbei unterstützen. 

(2) Ein Eingriff in ein Baudenkmal, der dessen Nutzbarkeit nachhaltig verbessert, kann auch dann 

genehmigt werden, wenn er den Denkmalwert wegen des Einsatzes zeitgemäßer Materialien 

oder neuer Modernisierungstechniken nur geringfügig beeinträchtigt. 

 

§ 10 Genehmigungspflichtige Maßnahmen 

(1) Einer Genehmigung der Denkmalschutzbehörde bedarf, wer 

1. ein Kulturdenkmal zerstören, verändern, instand setzen oder wiederherstellen 

2. ein Kulturdenkmal oder einen in § 3 Abs. 3 genannten Teil eines Baudenkmals von seinem 

Standort entfernen oder mit Aufschriften oder Werbeeinrichtungen versehen, 

3. die Nutzung eines Baudenkmals ändern oder 

4. in der Umgebung eines Baudenkmals Anlagen, die das Erscheinungsbild des Denkmals 

beeinflussen, errichten, ändern oder beseitigen will. 

(2) Instandsetzungsarbeiten bedürfen keiner Genehmigung nach Absatz 1, wenn sie sich nur auf Teile 

des Kulturdenkmals auswirken, die für seinen Denkmalwert ohne Bedeutung sind. 

(3) Die Genehmigung ist zu versagen, soweit die Maßnahme gegen dieses Gesetz verstoßen würde. 

Die Genehmigung kann unter Bedingungen oder mit Auflagen erteilt werden, soweit dies 

erforderlich ist, um die Einhaltung dieses Gesetzes zu sichern. Insbesondere kann verlangt werden, 

dass ein bestimmter Sachverständiger die Arbeiten leitet, dass ein Baudenkmal an anderer Stelle 

wieder aufgebaut wird oder dass bestimmte Bauteile erhalten bleiben oder in einer anderen 

baulichen Anlage wieder verwendet werden. 

(4) Ist für eine Maßnahme eine Baugenehmigung oder eine die Baugenehmigung einschließende 

oder ersetzende behördliche Entscheidung erforderlich, so umfasst diese die Genehmigung nach 

Absatz 1. 2Absatz 3 gilt entsprechend. 

(5) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen keiner Genehmigung der Denkmalschutzbehörde, wenn sie 

an Kulturdenkmalen im Eigentum oder im Besitz des Bundes oder des Landes ausgeführt werden 

sollen und die Leitung der Entwurfsarbeiten und die Bauüberwachung dem Staatlichen 

Baumanagement Niedersachsen übertragen sind. Maßnahmen nach Absatz 1, die durch die 

Klosterkammer Hannover an Kulturdenkmalen im Eigentum oder Besitz einer von ihr verwalteten 

Stiftung ausgeführt werden, bedürfen ebenfalls keiner Genehmigung der Denkmalschutzbehörde. 

Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 sind dem Landesamt für Denkmalpflege mit 

Planungsbeginn anzuzeigen. 

(6) Bei Maßnahmen nach Absatz 1 an Kulturdenkmalen im Eigentum oder Besitz des Bundes oder des 

Landes, die nicht durch das Staatliche Baumanagement Niedersachsen betreut werden, ist der 

an die Denkmalschutzbehörde gerichtete Antrag auf Genehmigung zeitgleich auch dem 

Landesamt für Denkmalpflege zu übermitteln. 

… 

§ 13 Erdarbeiten 

(1) Wer Nachforschungen oder Erdarbeiten an einer Stelle vornehmen will, von der er weiß oder 

vermutet oder den Umständen nach annehmen muss, dass sich dort Kulturdenkmale befinden, 

bedarf einer Genehmigung der Denkmalschutzbehörde. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, soweit die Maßnahme gegen dieses Gesetz verstoßen würde. 

Die Genehmigung kann unter Bedingungen und mit Auflagen erteilt werden, soweit dies 

erforderlich ist, um die Einhaltung dieses Gesetzes zu sichern. 3§ 12 Abs. 2 Satz 3 und 4 und § 10 

Abs. 4 gelten entsprechend. 

… 



 

 

 

 

§ 24 Genehmigungsverfahren 

(1) Der Antrag auf eine Genehmigung nach diesem Gesetz ist schriftlich mit den zur Beurteilung 

erforderlichen Unterlagen der Gemeinde zuzuleiten, bei beweglichen Denkmalen jedoch 

unmittelbar der Denkmalschutzbehörde. Die Gemeinde leitet den Antrag unverzüglich mit ihrer 

Stellungnahme an die untere Denkmalschutzbehörde weiter, wenn sie deren Aufgaben nicht 

selbst wahrnimmt. 

(2) Eine Genehmigung nach diesem Gesetz erlischt, wenn nicht innerhalb von zwei Jahren nach ihrer 

Erteilung mit der Ausführung der Maßnahme begonnen oder wenn die Ausführung zwei Jahre 

unterbrochen worden ist. Die Denkmalschutzbehörde kann die Frist verlängern. In den Fällen des § 

10 Abs. 4 richtet sich die Geltungsdauer nach den Vorschriften über die Baugenehmigung oder 

die sonstige Entscheidung, die die Genehmigung nach diesem Gesetz umfassen. 

(3) Für Genehmigungen nach diesem Gesetz werden keine Gebühren und Auslagen erhoben. Die 

Vorschriften über die Kosten der Baugenehmigungen und der sonstigen Entscheidungen, die 

Genehmigungen nach diesem Gesetz umfassen, bleiben unberührt. 

 

§ 35 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. eine nach § 11 oder § 14 Abs.1 erforderliche Anzeige nicht unverzüglich erstattet, 

2. Maßnahmen, die nach § 10 Abs.1, § 12 Abs. 1, § 13 Abs. 1 oder § 16 Abs. 2 der Genehmigung 

bedürfen, ohne Genehmigung oder abweichend von ihr durchführt oder durchführen lässt, 

3. Auflagen nach § 10 Abs. 3, § 12 Abs. 2 oder § 13 Abs. 2 nicht erfüllt, 

4. gefundene Gegenstände und die Fundstelle nicht gemäß § 14 Abs. 2 unverändert lässt. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer wider besseres Wissen unrichtige Angaben macht oder unrichtige 

Pläne oder Unterlagen vorlegt, um einen Verwaltungsakt nach diesem Gesetz zu erwirken oder zu 

verhindern. 

(3) Die Ordnungswidrigkeiten können mit Geldbußen bis zu 250.000 Euro geahndet werden. 

(4) Es können eingezogen werden: 

1. Reste eines Kulturdenkmals, das durch eine ordnungswidrige Handlung zerstört worden ist, 

2. Gegenstände, die durch ordnungswidrige Handlungen unter Verletzung des § 12 Abs. 1, § 13  

Abs. 1, § 14 Abs. 1 und 2 oder § 16 Abs. 2 erlangt worden sind.§ 23 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden. 

(5) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit verjährt in fünf Jahren. 

 

 

 


